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Vermitteln, unterstützen und
helfen sind die Ziele unseres
Ombudsmann-Teams, das vier
Personen umfasst.
Klaus Lugger, Jurist und

langjähriger Geschäftsführer
der Neuen Heimat Tirol, steht
für Fragen zum Thema Wohnen
zur Verfügung. Hansjörg Jäger,

Unternehmer und Ex-Chef

der Tiroler Wirtschaftskammer,
sowie Michael Motz, Journalist
und Jurist, kümmern sich um alle
anderen Anliegen der Leserinnen
und Leser. Unterstützt werden
sie von TT-Redakteurin Michaela
Spirk-Paulmichl.
Kontakt: Hansjörg Jäger und

Klaus Lugger sind unter
ombudsmann@tt.com, über
das TT-Sekretariat unter
Tel. 050403-1600 oder
im Internet unter www.
tt.com/service/om-
budsmann erreichbar,
Michael Motz unter

michael.motz@tt.com.

Das Ombuds-Team der Tiroler Tageszeitung

Hansjörg Jäger, Michael
Motz, Michaela Spirk-Paul-

michl und Klaus Lugger (v. l.).
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Von Michael Motz

Wer lange genug auf der
Welt ist, weiß, dass sich

im Leben vieles wiederholt.
Das gilt auch für Gaunereien,
die wie wechselndeMond-
phasen kommen und gehen.
In ökonomisch schwierigen
Zeiten gedeiht vor allem
Wirtschaftskriminalität.
Vor einiger Zeit warnten

wir vor Geschenken, die auf
elektronischenWegen daher-
kommen. EinMann aus dem
Bezirk Imst war vorgeblich
vom Finanzministerium un-
ter der E-Mail-Adresse post@
bmf.gov.at über eine Steu-
errückzahlung von 1941,75

Euro informiert worden.
Verbundenmit der Bitte, sei-
ne Kontoinformationen zu
aktualisieren. Das Ansinnen
entpuppte sich als betrüge-
rischer Versuch, Daten zu
ergaunern.
Nun taucht das kriminel-

leModell unter der neuen
Absenderadresse finanzOn-
line@bmf.gv.at wieder auf.
ImNamen des Finanzminis-
teriums wird in E-Mails auf
eine Steuerrückerstattung
hingewiesen. Dazu wirdman
aufgefordert, die Transaktion
über einen beigefügten Link
zu genehmigen. Das ist eine
tückische Falle. Wer denHy-
perlink anklickt, kommt auf

eine gefälschteWebseite, die
zur Eingabe von Kreditkar-
tendaten auffordert. Das For-
mular im Anhang erinnert
an FinanzOnline, ist aber das
Werk von Internetbetrügern.
Hier nochmals unsere Hin-

weise: Das Bundesministeri-
um für Finanzen fordert Ab-
gabepflichtige nie auf diesem
Weg zur Übermittlung von
persönlichen Daten, Konto-
informationen, Passwörtern
und Kreditkartendetails auf.
Mitteilungen erfolgen in
Form von Bescheiden und
werden per Post oder in die
FinanzOnline-Databox zu-
gestellt. Im Zweifel: bei der
Finanz nachfragen.

Achtung vor Steuergeschenk
Ein Fall für Motz

Von Michaela S. Paulmichl

Innsbruck – „Du hättest eben
gleich bauen sollen. Hättest
du was hingestellt, dann wä-
re es nicht zur Rückwidmung
gekommen.“ Mit dieser lapi-
daren Aussage eines Gemein-
devertreters will sich ein Tiro-
ler, der das Erbe seines Vaters
– ein Baugrundstück – an ei-
nes seiner Kinderweitergeben
wollte, nicht zufriedengeben.
Nach etlichenGesprächenmit
Rechtsanwälten und Raum-
planern kam er zur Erkennt-
nis, dass die Gemeinde immer
im Recht und er als Bürger
letztlichmachtlos sei. Das TT-
Ombudsteam, das immerwie-
der mit der Problematik von
Rückwidmungen beschäftigt
ist, bat einen Experten, die
Thematik zu erklären:
„Rechtsgrundlage für Rück-

widmungen von Bauland
in Freiland ist das Tiroler
Raumordnungsgesetz. Tat-
sächlich enthält es in diesem
Zusammenhang den Begriff
der Rückwidmung überhaupt
nicht. Es definiert auch nicht,
wann und unter welchen Vo-
raussetzungen Rückwidmun-
gen zulässig sind. Es legt fest,
unter welchen Voraussetzun-
gen durch die Gemeinde eine
Entschädigung für eine derar-
tige ,Rückwidmung‘ zu erfol-
gen hat“, sagt der Innsbrucker
Rechtsanwalt Martin Fuith.

„Wir bewegen uns hier im
Bereich der Gemeindeauto-
nomie. Der Verfassungsge-
richtshof hat ausgesprochen,
dass grundsätzlich einer Ge-
meinde ein sehr weiter Pla-
nungsspielraum zusteht. Nur
dann, wenn in willkürlicher,
exzessiver Weise dieser Pla-
nungsspielraum missbraucht
wird, kann unter Umständen
eine Rückwidmung erfolg-
reich beim Verfassungsge-
richtshof bekämpft werden.“
Dieser habe den Grundsatz
festgelegt, dass niemand ei-
nen Anspruch auf eine be-
stimmte Widmung hat.
Bemerkenswert ist für

Fuith, „dass anders als in an-
deren Bundesländern in Tirol
der Liegenschaftseigentümer
auch im Widmungsverfah-
ren keine Parteistellung hat.
Diese Parteistellung kommt
ausschließlich der Gemeinde
zu.“ Er empfiehlt Grundbesit-
zern deshalb, regelmäßig in
den Flächenwidmungsplan,
der auch elektronisch für jede
Gemeinde abgerufen werden
kann, Einsicht zunehmen, um
sich zu überzeugen, dass sich
die Widmung einer Liegen-
schaft nicht geändert hat.
Da der Liegenschaftseigen-

tümer imWidmungsverfahren
keine Parteistellung hat, kann
er auch keine bescheidmäßige
Erledigung bei einem Antrag
im Zusammenhang mit einer

Widmung stellen. „Die Wid-
mung an sich stellt eine Ver-
ordnung der Gemeinde dar,
die von der Landesregierung
genehmigt werden muss. Es
treten immer wieder Härtefäl-
le auf, bei denen es einem Lie-
genschaftseigentümer aus fi-
nanziellen Gründen gar nicht
möglich ist, eine Bebauung
durchzuführen, aber dennoch
für die nächste Generation ei-
ne Liegenschaft als Bauland
gewidmet bleiben soll“, be-
richtet der Rechtsexperte.

Besonders problematisch
seien Fälle, bei denen Bau-
land mit Hypotheken belastet
ist. „Im Falle einer Umwid-
mung tritt eine fast gänzliche
Entwertung der Liegenschaft
ein. Damit verliert der Liegen-
schaftseigentümer unter Um-
ständen die von seiner Bank
verlangte Sicherheit für einen
Kredit“, klärt Fuith auf. Es sei
auch rechtlich nicht einzu-
sehen, dass Liegenschaften,
die mit Pfandrechten belas-
tet sind, nicht rückgewidmet
werden, aber Liegenschaften,
die unbelastet sind, schon.

„In diesemZusammenhang
ist zu erwähnen, dass eine be-
fristete Baulandwidmung vor-
gesehen ist. Dies betrifft aber
nur neue Widmungen und
nicht bestehende. Dennoch
haben die Gemeinden grund-
sätzlich die Möglichkeit einer
Rückwidmung von bereits
gewidmetem Bauland.“ Er
könne Betroffenen nur raten,
wachsam zu sein und bereits
im Zuge des von der Gemein-
de beabsichtigtenWidmungs-
vorganges Einwendungen
zu erheben, allerdings sind
diese leider nicht als Rechts-
mittel anzusehen. Gerade in
dieser Phase könne ein ent-
sprechender Rechtsbeistand
unter Umständen noch durch
sachliche Überzeugungsar-
beit eine drohende Rückwid-
mung verhindern.
Fuith:„Eswärezubegrüßen,

wenn auch in Tirol die Partei-
stellung von Liegenschaftsei-
gentümern im Zuge des Wid-
mungsverfahrens eingeführt
würde. Im Spannungsfeld
zwischen dem Bedürfnis des
Landes zurMobilisierung von
Baulandreserven und per-
sönlichen Adressen von Lie-
genschaftseigentümern darf
nicht übersehenwerden, dass
viele unbebaute Liegenschaf-
ten für künftigeGenerationen
bewahrt werden sollen und
nicht als Spekulationsobjekte
dienen.“

Laut Peter Hollmann, Lei-
ter der Abteilung Bau- und
Raumordnungsrecht des
Landes, müssen geplante
Umwidmungen der Gemein-
de vier Wochen lang zur Stel-
lungnahmeaufliegen. Bei den
meistenVerfahrenwirddavon
kein Gebrauch gemacht, aber
es gebe immer wieder auch
– meistens große – Projekte,
gegen die Unterschriften ge-
sammelt werden. Jedes Jahr
werden in Tirol über tausend
Änderungen im Flächenwid-
mungsplan vorgenommen.
Die Raumplaner prüfen, ob
die Verfahren korrekt abge-
wickelt werden. Früher gab
es immer wieder Probleme,
weil Fristen nicht eingehalten
oder Parzellennummern ver-
wechselt wurden, berichtet
Hollmann. „Durch den elekt-
ronischen Flächenwidmungs-
plan in Tirol, der einzigar-
tig in Österreich ist, werden
Fehlerquellen weitestgehend
ausgeschlossen. Beschwer-
den können beim Landesver-
waltungsgericht eingebracht
werden.“
Der zutiefst enttäuschte Ti-

roler, der sich auch noch sa-
gen lassen musste, er sei ein
Spekulant, hofft unterdessen
weiter, wie geplant über das
von seinem Vater erworbene
Bauland verfügen zu dürfen.
Das TT-Ombudsteam wird
berichten.

„Gemeinde immer im Recht“
Überall in Österreich möglich, nur in Tirol nicht: Anwalt fordert in Widmungsverfahren

Parteienstellung für Grundstückseigentümer. Unterländer bekämpft erfolglos Rückwidmung.

„Besonders proble-
matisch sind Fälle,

bei denen Bauland mit
Hypotheken belastet ist.“

Martin Fuith
(Rechtsanwalt)

Das Baugrundstück seines Vaters sollte später einmal eines seiner Kinder bekommen. So hatte es ein Tiroler geplant. Doch dann erfolgte die Rückwidmung. Foto: iStock

Von Hansjörg Jäger

U nser Land imGebirge
hat nur eine Dauer-

siedlungsfläche von 12,4
Prozent. Die Tiroler Bevölke-
rung hat sich aber während
der letzten hundert Jahre
mehr als verdoppelt, die Zu-
nahme derWirtschaftsleis-
tung beträgt ein Vielfaches.
Und alle brauchen, bildlich

gesprochen, ein Dach über
dem Kopf. Das erklärt die
andauernden Konflikte um
Raumordnung und Flächen-
widmung, mit deren Hilfe
Land undGemeinden geord-
nete Verhältnisse schaffen
sollen. Auf der einen Seite
gibt es eine enorme Nach-
frage nach Bau- und Gewer-
begründen, auf der anderen
Seite kämpfen die Besitzer
von Grund und Boden um
ihre Eigentumsrechte. Denn
die Unverletzbarkeit des
privaten Eigentums ist ein
Grundpfeiler unserer Gesell-
schaftsordnung.
Wenn unter demDruck

einzelner Interessen die
Forderung nachWidmung,
Rückwidmung oder gar Ent-
eignung erhoben wird, so sei
daran erinnert, dass gerade
in jüngerer Geschichte alle
Modelle der Sozialisierung
zum Zusammenbruch gan-
zer Gesellschaftssysteme ge-
führt haben.
Politik ist die Kunst des

Ausgleichs unterschiedlichs-
ter Interessen zumWohl ei-
ner Gemeinschaft. Bei dieser
ständigen Herausforderung
an jeden Gemeinderat, je-
den Bürgermeister und die
Landesbehörde stellen Gier
ebenso wieMissgunst und
Neid gewaltige Hindernisse
dar.

Der TT-Ombudsmann

Konflikte
ohne
Ende

Die Nachfrage nach Baugründen ist
enorm. Foto: iStock


